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Kevin Kühnert kritisiert Steuerplan für
Fachkräfte während Wahlkampfreise
SPD-Generalsekretär Kühnert schließt Steuerbonus für
Ausländer aus, kritisiert Ungleichbehandlung auf dem

Arbeitsmarkt.

Steuerdebatte: Wachstumsanreize für
ausländische Fachkräfte unter Druck

Die Diskussion um einen geplanten Steuerbonus für
ausländische Fachkräfte zeigt die wachsenden Spannungen
innerhalb der deutschen Regierung und wirft Fragen zur
Gerechtigkeit im Arbeitsmarkt auf. Der SPD-Generalsekretär
Kevin Kühnert äußerte sich kürzlich gegenüber „Ippen-Media“ zu
den Bedenken, die mit diesem Vorschlag verbunden sind.

Hintergründe zum Steuerbonus

Im Rahmen des sogenannten Wachstumspakets der Ampel-
Regierung war vorgesehen, dass neu zugewanderte Fachkräfte
in den ersten drei Jahren gestaffelt 30, 20 und schließlich zehn
Prozent ihres Bruttolohns steuerfrei verdienen dürfen. Diese
Regelung sollte Anreize schaffen, um dringend benötigte
Fachkräfte nach Deutschland zu holen. Kritiker der Maßnahme
sehen hierin jedoch eine Ungerechtigkeit, die andere
Arbeitnehmer benachteiligt.

Widerstand innerhalb der Koalition

Kühnert ist sich einig, dass dieser Vorschlag auf Widerstand



stoßen wird und nicht realisiert werden könnte. Viele Mitglieder
der Koalition haben sich bereits offen gegen den Steuerbonus
ausgesprochen. „Es ist nicht sinnvoll, ausländische Fachkräfte zu
gewinnen, indem man die bestehende Belegschaft mit
steuerlichen Ungleichbehandlungen konfrontiert“, sagte
Kühnert. Er betonte, dass die SPD für eine gerechte Steuerpolitik
sei, die alle Normalverdiener berücksichtige und nicht nur
bestimmte Gruppen begünstige.

Die Bedeutung der Sozialen Gerechtigkeit

Die Debatte rund um den Steuerbonus erreichte im Kontext der
anstehenden Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und
Brandenburg zusätzliche Brisanz. Kühnert hob hervor, dass bei
der Wiedervereinigung Fehler gemacht wurden, die zu bis heute
spürbaren wirtschaftlichen Unterschieden geführt hätten. Ein
zentrales Anliegen der SPD sei die Angleichung von Löhnen und
Renten zwischen den alten und neuen Bundesländern.

Ökonomische Disparitäten und ihre Folgen

Die wirtschaftlichen Bedingungen in den östlichen
Bundesländern sind seit 1990 oft als benachteiligt
wahrgenommen worden. Kühnert wies darauf hin, dass
Thüringen, Sachsen und Brandenburg zu einem Zeitpunkt
begannen, als es nur begrenzte finanzielle Mittel gab, während
die westdeutschen Bundesländer bereits über Vermögen
verfügten. Diese Unterschiede wirken sich bis heute auf
Investitionen aus, insbesondere im Kontext aktueller Gesetze,
wie dem Heizungsgesetz.

Fazit: Auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit?

Die Diskussion um den Steuerbonus für ausländische Fachkräfte
ist mehr als nur eine Frage der finanziellen Anreize. Sie
beleuchtet auch die tieferliegenden ökonomischen und sozialen
Ungleichheiten in Deutschland. Während die SPD nach Lösungen



sucht, die die gesamte Bevölkerung berücksichtigen, bleibt
abzuwarten, wie sich die politische Landschaft mit den
bevorstehenden Wahlen verändern wird.
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